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Aus einer Pressemitteilung des österreichischen Finanzministeriums ist zu entnehmen, dass die österreichische Digital-

steuer im Jahr 2023 103 Mio. Euro eingebracht hat. Im Vorjahr waren es 96 Mio. Euro, mithin eine Steigerung um

7,4 %. Finanzminister Magnus Brunner erklärte dazu: „Der kontinuierliche Anstieg der Einnahmen aus der Digitalsteuer

bestätigt die Wirksamkeit unserer Strategie, Gerechtigkeit im digitalen Zeitalter zu gewährleisten. Wir stellen sicher, dass

Unternehmen, die erhebliche Umsätze in Österreich erzielen, ihren fairen Anteil beitragen. Wir bleiben entschlossen,

auch auf internationaler Ebene eine gerechte Besteuerung der digitalen Wirtschaft zu erreichen.“ Betroffen von der Digi-

talsteuer sind Unternehmen mit einem Mindestumsatz von 750 Mio. Euro und einem Inlandsumsatz von mindestens

25 Mio. Euro aus Onlinewerbeleistungen. Die Bemessungsgrundlage beträgt 5 % und wird auf das Entgelt, das ein Onli-

newerbeleister von einer Auftraggeberin oder einem Auftraggeber erhält, erhoben. Seit 2020 wird die Digitalsteuer er-

hoben und soll dazu beitragen, eine gerechtere Besteuerung der digitalen Wirtschaft zu gewährleisten, indem Einnah-

men von Unternehmen, die Onlinewerbeleistungen erbringen, besteuert werden. So sollen die digitalen Geschäftsmo-

delle an der Finanzierung des Gemeinwesens beteiligt werden und die Steuerlandschaft ein wenig fairer machen. Die

Digitalsteuer ist als Übergangslösung eingeführt worden, um den Zeitraum zu überbrücken, bis auf OECD-Ebene und

innerhalb der EU die umfassenden globalen Besteuerungsregeln für die digitale Wirtschaft erarbeitet und eingeführt

sind. Österreich ist maßgeblich in die Verhandlungen involviert und setzt sich für deren schnellen Abschluss sowie für

eine rasche Umsetzung der internationalen Neuregelungen ein.

Entscheidungen
BFH: Abgrenzung zwischen Leibrente

und dauernder Last bei einer bis zum

31.12.2007 vereinbarten Vermögensüber-

tragung gegen Versorgungsleistungen

1. Für die Änderbarkeit von Versorgungsleis-

tungen als Voraussetzung für die Annahme ei-

ner dauernden Last nach der für bis zum

31.12.2007 abgeschlossene Verträge geltenden

Rechtslage genügt es nicht, wenn substantiell

nur eine Änderbarkeit zugunsten des Überneh-

mers, nicht aber auch zugunsten des Überge-

bers vereinbart ist.

2. Da für die Annahme abänderbarer Leistungen

zugunsten des Übergebers der Mehrbedarf we-

gen (dauernder) Pflegebedürftigkeit wenigstens

über einen der drei möglichen Durchführungs-

wege der Pflege abgedeckt sein muss (Senatsur-

teil vom 16.06.2021 – X R 31/20, BFHE 273, 526,

BStBl II 2022, 165, Rz 23, 32), führt der vollstän-

dige vertragliche Ausschluss der Übernahme ei-

nes pflegebedingten Mehrbedarfs zur Einord-

nung der wiederkehrenden Leistungen als Leib-

rente.

3. Auf die Frage, mit welcher Wahrscheinlich-

keit aufgrund eigener guter Einkommens- und

Vermögensverhältnisse des Übergebers und

der gegebenenfalls beträchtlichen Höhe der

vereinbarten Bar-Versorgungsleistungen im

Zeitpunkt des Abschlusses des Vermögens-

übergabe- und Versorgungsvertrages ein

Mehrbedarf an Unterhalt zu erwarten war,

kommt es nicht an.

BFH, Urteil vom 15.11.2023 – X R 3/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-213-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Steuerbarkeit der Erstattung von auf

der Fondsebene erhobenen Verwaltungs-

gebühren durch den Investmentmanager

1. Die Steuerbarkeit der Erstattung von auf der

Fondsebene erhobenen Verwaltungsgebühren

durch den Investmentmanager an den Inhaber

eines Investmentanteils lässt sich nicht auf § 20

Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 3 des Einkommensteu-

ergesetzes stützen. Diese Regelungen werden

durch die speziellere und abschließende Rege-

lung zur Steuerbarkeit laufender Fondserträge in

§ 2 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Investmentsteu-

ergesetzes 2004 verdrängt.

2. Die Erstattung ist aus diesem Grund auch

nicht als Rückfluss zuvor auf der Fondsebene

steuermindernd abgezogener Werbungskosten

an den Anleger steuerbar.

BFH, Urteil vom 24.10.2023 – VIII R 8/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-213-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Private Veräußerungsgeschäfte:

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken bei

Abtrennung und Veräußerung eines un-

bebauten Teils des Wohngrundstücks

1. Zwischen dem angeschafften bebauten

Grundstück und dem veräußerten, durch Teilung

entstandenen unbebauten (Teil-)Grundstück be-

steht wirtschaftliche (Teil-)Identität.

2. Die Tatbestandsausnahme in § 23 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1 Satz 3 des Einkommensteuergeset-

zes erstreckt sich nicht nur auf das zu eigenen

Wohnzwecken genutzte Gebäude, sondern auch

auf den dazugehörenden Grund und Boden, so-

fern ein einheitlicher Nutzungs- und Funktions-

zusammenhang zwischen dem Gebäude und

dem Grundstück besteht.

3. Ein einheitlicher Nutzungs- und Funktionszu-

sammenhang zwischen dem zu eigenen Wohn-

zwecken genutzten Gebäude und dem dazuge-

hörenden Grund und Boden entfällt, soweit von

dem bisher ungeteilten Wohngrundstück ein

(unbebauter) Teil abgetrennt wird. Die beiden

dadurch entstandenen Grundstücke sind in Be-

zug auf ihre „Nutzung zu eigenen Wohnzwe-

cken“ jeweils getrennt zu betrachten.

BFH, Urteil vom 26.9.2023 – IX R 14/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-213-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Verminderung der Beteiligung eines

Kommanditisten am Vermögen einer

grundbesitzenden KG

NV: Die Steuerbefreiung gemäß § 5 Abs. 2 des

Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) entfällt

rückwirkend, wenn sich der Anteil des Komman-

ditisten im maßgebenden Fünfjahreszeitraum

tatsächlich im Sinne des § 5 Abs. 3 GrEStG ver-

mindert hat. Ob eine tatsächliche Verminderung

vorliegt, ist nach dem Gesamtbild der Verhält-

nisse im Einzelfall zu entscheiden und obliegt

der Würdigung durch das Finanzgericht.

BFH, Urteil vom 8.11.2023 – II R 20/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-213-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Keine Nutzung zu eigenenWohnzwe-

cken bei Überlassung an (Schwieger-)Mutter

Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken im

Sinne des Befreiungstatbestands des § 23 Abs. 1

Satz 1 Nr. 1 Satz 3 des Einkommensteuergeset-

zes liegt nicht vor, wenn die Nutzungsüberlas-

sung an die (Schwieger-)Mutter des Steuerpflich-

tigen erfolgt.

BFH, Urteil vom 14.11.2023 – IX R 13/23

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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